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–

Hochwasserschutz mittels
Zwangsrechtseinräumung zur
Schaffung weitgehend natürlicher
Retentionsräume?
Die Umsetzung von im öffentlichen Interesse gelegenen Hochwasserschutzmaß-
nahmen durch weitgehend nicht-bauliche, passive Maßnahmen kann nach herr-
schender Rechtsmeinung durch Einräumung von Zwangsrechten selbst bei voller
Entschädigung und nach erfolglosem Versuch der gütlichen Einigung mit betroffe-
nen Grundeigentümern nicht auf Grundlage desWRG erreicht werden. Dies wäre zur
Umsetzung von Hochwasserschutzmaßnahmen allerdings nicht nur lediglich „hilf-
reich“, sondern aus fachlicher Perspektive vonWasserbau und Naturwissenschaften
sowie der Behörden zuweilen erforderlich und würde häufig das gelindeste Mittel zur
Umsetzung von Retentionsflächen darstellen. In der Gesamtbetrachtung der Ent-
wicklungen der betroffenen Fachgebiete und der Fortentwicklung des WRG selbst
scheint die Möglichkeit der Zwangsrechtseinräumung auf Basis des WRG gut be-
gründbar.
Von Angelika Götzl
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A. Einleitung

Anzahl und Intensität der Hochwasserereignisse neh-
men zu, sodass vormals Bauten außerhalb HQ30-Gebie-
ten nun zuweilen in diesen Überflutungsgebieten si-
tuiert sind. Durch Umsetzung der Hochwasser-RL1)

durch Integration in das WRG stellt dieses nun auch
eine wesentliche Grundlage für die Umsetzung des
Hochwasserschutzes dar, woraus sich neue Aufgaben
und eine durchaus zuweilen veränderte Zielrichtung
ergeben.2) Gleichzeitig haben sich in den vergangenen
Jahrzehnten im Bereich der ingenieur- und naturwis-
senschaftlichen fachlichen Grundlagen der Fachge-
biete Wasserbau, Hydrologie (sowie der Gewässeröko-
logie) wesentliche Erkenntnisse ergeben: So hat man –
entgegen früherer Meinung – nun erkannt, dass eine
rasche Ableitung durch „kanalartige Einfriedungen“
die Überflutungsproblematik nicht löst, sondern ledig-
lich vom Gewässeroberlauf in den Unterlauf verlagert.
In die harte Verbauung und regelmäßig erforderliche
Sanierung von Uferbefestigungen in Bereichen nicht
bebauter Siedlungs-Randgebiete wird zuweilen nicht
weiter investiert, da ihr Ausbau und ihre Aufrechter-
haltung iZm zunehmenden Hochwasserereignissen
auf Dauer zu kostspielig ist.3)

Die fachliche Entwicklung hat einen starken Wan-
del erfahren: Wasser wird möglichst bereits im Ober-
lauf zurückgehalten und nicht mittels harter Verbau-
ung geradlinig rasch in den Unterlauf abgeleitet, es soll
bereits im Oberlauf Retentionsraum geschaffen wer-
den, zumal im Bereich der Gewässeroberläufe meist
mehr unverbaute Fläche zur Verfügung steht. Gewäs-
ser mit harter Verbauung werden zunehmend renatu-
riert und das Gewässerbett an Stellen, an denen dies bei
gegebener Besiedelung möglich ist, aufgeweitet. Die
Schaffung natürlicher Retentionsflächen ist daher aus
fachlicher Sicht zielführend und zu forcieren. Das
WRG soll die rechtliche Grundlage zur Umsetzung
der aus fachlicher Sicht gebotenen Aufgaben, wie zB
des Schutzes der Bevölkerung vor regelmäßigen Über-
flutungen,4) unter Berücksichtigung anderer betroffe-
ner Materien sowie privat- und öffentlich-rechtlicher
Interessen bieten. Die Umsetzung von Hochwasser-
schutzmaßnahmen im öffentlichen Interesse berührt
regelmäßig Grundeigentümer in ihren Grundrechten,5)

zieht aber auch verstärkt Beh zur Haftung wegen
Untätigkeit bei gegebenem Handlungsbedarf heran.6)

Nach Analyse der Hochwasserereignisse 2002 und
2005 wird ua das Fehlen der rechtlichen Grundlagen
zur Schaffung von Retentionsräumen durch nicht-bau-
liche Maßnahmen aufgezeigt.7)

Passive Maßnahmen wie die Nutzung bzw Schaf-
fung von natürlichen Retentionsflächen durch weitge-
hend nicht-bauliche Maßnahmen wären iSd Hochwas-
serschutzes zumeist effizient und als gelinder Eingriff
in die Umwelt zur Umsetzung geeignet, können nach
herrschender und berechtigter Rechtsmeinung aber
nur bei gütlicher Einigung mit betroffenen Grundei-
gentümern umgesetzt werden – die Möglichkeit einer
Zwangsrechtseinräumung für nicht-bauliche Maßnah-
men wird von anerkannten Rechtsexperten durchwegs
abgelehnt,8) von Rechtsexperten, Fachexperten des
Wasserbaus, Hydrologen und der Naturwissenschaf-

ten sowie von Seiten der Beh aber zuweilen zur Umset-
zung von Schutzmaßnahmen als hilfreich erachtet. Ge-
rade durch die Gesamtbetrachtung der Rechtswissen-
schaften und des mittlerweile veränderten Standes
der Entwicklung des Fachgebiets Wasserbau und der
Natur- und Ingenieurwissenschaften könnte mE eine
Umsetzung von im öffentlichen Interesse gelegenen
passiven, nicht-baulichen Maßnahmen des Hochwas-
serschutzes erforderlichenfalls durch Zwangsrechts-
einräumung möglich und unter Betrachtung der Auf-
gabe des WRG sogar geboten sein – dies aber jeden-
falls nur unter Leistung voller Entschädigung9) an be-
troffene Grundeigentümer und lediglich in jenen
Fällen, in welchen eine gütliche Einigung mit Grund-
eigentümern nicht zu erzielen ist.

B. Schaffung von Retentionsraum
Hochwasserrisikomanagementpläne müssen angemes-
sene Ziele für das Hochwasserrisikomanagement ent-
halten und Maßnahmen zur Verringerung von Schä-
den für Menschen und Umwelt (auch wirtschaftliche
Tätigkeit) vorsehen. Der Schwerpunkt ist dabei auf
nicht-bauliche Maßnahmen zu legen.10)

Werden zur Schaffung von Retentionsraum fremde
Liegenschaften benötigt, wurde von Rechts- und Fach-
experten bisher völlig zu Recht die Meinung vertreten,
dass passiveMaßnahmen zumHochwasserschutz keine
Bauten sind und daher iF der Inanspruchnahme frem-
der Liegenschaften zur Schaffung von Retentionsraum
lediglich die Möglichkeit einer gütlichen Einigung mit
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1) RL 2007/60/EG.
2) E. Wagner, Grundinanspruchnahmen privater Liegenschaften für

Schutzmaßnahmen und Überflutungsflächen, RdU 2013, 181 sieht
mE zu Recht, dass sich die bisherige Annahme der Judikatur, dem
WRG entsprechend sei lediglich für Hochwasserereignisse vorzu-
sorgen, nicht aber für Katastrophenereignisse, seit Erlass der RL
2007/60/EG und ihrer Integration in das WRG nicht mehr aufrecht-
erhalten lässt.

3) Vgl Landesumweltanwalt von Sbg und SV Knoll zur UVP-Genehmi-
gungsverhandlung „Golfplatz Anif“ zur Interessenabwägung mit der
geplanten Salzachaufweitung. Die Aufrechterhaltung und Sanie-
rung der Uferbefestigung wird an dieser Stelle als langfristig zu kost-
spielig betrachtet und aufgegeben und der Interessenkonflikt Salz-
achaufweitung bzw Golfplatzareal mit den Worten kommentiert, die
Salzach würde sich iF von Hochwasserereignissen ohnehin ihren
Raum zurückholen.

4) ME völlig zu Recht fordert E. Wagner, RdU 2013, 181 die Berück-
sichtigung von Hochwasserereignissen nicht lediglich von häufiger
Wahrscheinlichkeit (HQ30), sondern auch von mittlerer Wahrschein-
lichkeit (HQ100) durch das WRG.

5) Va das Grundrecht auf Eigentum und den Gleichheitsgrundsatz.
6) In der Rs Budayeva/Russland wird vom EGMR eine Verletzung von

Art 2 MRK (Recht auf Leben) durch die Beh bejaht, weil diese von
einer gegebenen Hangrutschgefahr wusste, Schutzmaßnahmen
unterließ und zudem kein Hochwassermanagementsystem vorlag.

7) E. Wagner, RdU 2013, 181 zeigt Nachholbedarf bzgl des Fehlens
eines normierten integrierten Naturkatastrophenkonzepts, der man-
gelnden Umsetzung von forst- und wasserwirtschaftlichen Pla-
nungsakten, welchen lediglich Gutachtensstatus zukommt, der un-
zureichenden rechtlichen Ausgestaltung des Verhältnisses Oberlie-
ger/Unterlieger und fehlender Möglichkeiten, Fehler der Vergangen-
heit zu bereinigen, auf.

8) § 41 iVm § 63 WRG.
9) Vgl Kerschner, Das Enteignungs- und Entschädigungsverfahren im

WRG – materiell-rechtlicher Teil in Rössler/Kerschner (Hrsg), Was-
serrecht und Privatrecht2 (2013) 31 f; bei der Einräumung von
Zwangsrechten gem § 60 WRG hat eine Entschädigung nach
§ 118 WRG, welcher auf §§ 4 bis 7 Eisenbahn-Enteignungsent-
schädigungsgesetz verweist, zu erfolgen.

10) § 55 i Abs 2 WRG.



dem Grundeigentümer bestehen würde.11) Könne eine
solche nicht erreicht werden, wäre eine Zwangsrechts-
einräumung auf Grundlage des WRG lediglich für Re-
tentionsräume iVm Schutz- und Regulierungsbauten
(wobei die baulichen Maßnahmen überwiegen müss-
ten), nicht aber für die Inanspruchnahme natürlicher
Retentionsflächen möglich. Der Bau eines minimalen
Abflussgerinnes zur Umsetzung eines großräumigen
Retentionsraums wäre nicht von der Intention der
Norm umfasst und rechtswidrig.12) Das Wissen um
diese Problematik führt zuweilen bei Vertragsverhand-
lungen mit betroffenen Liegenschaftseigentümern zu
beachtlichen Wertsteigerungen von Grundstücken. In
vielen Fällen scheitern dann Maßnahmen zum Schutz
der Bevölkerung an Einzelinteressen.

Zunächst ist dbzgl mE hervorzuheben, dass die güt-
liche Einigung13) nicht nur aufgrund ihrer Normie-
rung,14) sondern ohnehin jedenfalls anzustreben ist
und Zwangsrechtseinräumungen die nach allen Mög-
lichkeiten zu vermeidende Ausnahme darstellen, wel-
che lediglich bei starkem öffentlichen Interesse und
Nutzen aus einem Hochwasserschutzprojekt durchge-
führt werden sollte. Zwangsrechtseinräumungen stel-
len Eigentumsbeschränkungen dar,15) welche nur unter
voller Entschädigungsleistung16) möglich und an das
Vorliegen der folgenden kumulativ gegebenen Voraus-
setzungen gebunden sind:
Ü Bestehen von öffentlichem Interesse, welches ge-

genüber Einzelinteressen überwiegt,
Ü die Maßnahme muss zur Zielerreichung geeignet

und
Ü verhältnismäßig in Art und Umfang sein,
Ü das angestrebte Ziel kann nicht durch gelindere

Maßnahmen oder Rechte erreicht werden.
Mit der Fortentwicklung der Aufgaben des WRG (va
im Bereich des Hochwasserschutzes) sowie der Natur-
und Ingenieurwissenschaften in den Fachgebieten
Wasserbau, Hydrologie (und Gewässerökologie) iZm
der Notwendigkeit der Anpassung an den Stand der
fachlichen Entwicklung – zu denken ist hier an Renatu-
rierungen und Flussaufweitungen, um einen zu ra-
schen Abfluss in den Unterlauf von Flüssen zu verhin-
dern, welche heute sicherlich Stand der Technik dar-
stellen – könnte mE eine Zwangsrechtseinräumung
auch für Vorhaben, welche weitgehend nicht-bauliche,
passive Maßnahmen darstellen, auf WRG gestützt wer-
den17) (zB für die Schaffung von Retentionsraum in
Form eines durch natürliche Geländekonfiguration
ohne bedeutende bauliche Veränderung weitgehend
bereits natürlich gegebenen Retentionsbeckens). Dies
jedenfalls immer nur unter voller Entschädigung und
lediglich, soweit keine gütliche Einigung mit Grund-
eigentümern zur Umsetzung einer im öffentlichen In-
teresse liegenden Hochwasserschutzmaßnahme mög-
lich ist (!)18) und die zuvor angeführten Voraussetzun-
gen gegeben sind. Dies wird durch die jüngste Judi-
katur19) untermauert und ist zudem mE durch die
veränderte Diktion der Novellierung des WRG bereits
1990 richtungsweisend angedacht, fortzuführen und
daher auch Intention des WRG selbst.

Der VwGH gelangte 2013 zur Erkenntnis, dass die
Einräumung vonZwangsrechtenweitgehend ohne bau-
liche Maßnahmen (allerdings im Zusammenhang eines

Gesamtprojekts) dem WRG entsprechend und recht-
mäßig sei20) – dieses Erk ist zudem hinsichtlich der Be-
gründung der Verhältnismäßigkeit beachtlich:

Die Zwangsrechtseinräumung als Dienstbarkeit an
einem weitgehend durch natürliche Gegebenheiten be-
stehenden Retentionsbecken (in Form einer natürli-
chen Überflutungsfläche) wird trotz geringer und sich
lediglich im Zusammenwirken mit dem Gesamtprojekt
ergebender Abflusswirkung als iSd WRG verhältnis-
und rechtmäßiger Eingriff in das Eigentumsrecht gese-
hen.21) Betont wird zudem die weiterhin gegebene
Möglichkeit der Bewirtschaftung der Flächen durch
den Grundeigentümer sowie die festgelegte Entschädi-
gungsleistung,22) falls durch Überflutungsereignisse
Schäden entstehen würden, wodurch selbst bei hoher
Überflutungswahrscheinlichkeit von im Durchschnitt
alle 30 Jahre wiederkehrenden Ereignissen (HQ30) die
Zwangsrechtseinräumung keineswegs existenzbedro-
hend sei.

Der Begriff „Wasserbauvorhaben“23) der einschlägi-
gen Norm ist mE durch die fachliche Fortentwicklung
des Fachgebiets Wasserbau nicht mehr nur als „Bau-
vorhaben“ der Materie des Wasserrechts auszulegen,
sondern ist weit, nämlich auch iSe seit den 1990er-Jah-
ren veränderten Standes der Technik24) (Rückbau- und
Renaturierungsmaßnahmen) auszulegen und könnte
daher auch als „Vorhaben desWasserbaus“ iSd Fachge-
biets ausgelegt werden – dies obwohl oder gerade weil
in der WRG-Novellierung 199025) der Begriff Wasser-
anlagen in Wasserbauvorhaben geändert wurde und
daher bereits vor 25 Jahren vom Anlagenbegriff in ei-
nen weiter zu verstehenden Vorhabensbegriff verän-
dert wurde. Diese Novellierung untermauert mE die
Intention des Gesetzgebers, nicht lediglich die rechtli-
chen Grundlagen zur Zwangsrechtseinräumung für
bauliche Anlagen imWasserrecht zu schaffen, sondern
diese Möglichkeit vielmehr auch allgemeiner, für Vor-
haben iSv Projekten vorzusehen – immer unter dem
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11) Vgl E. Wagner in Kerschner (Hrsg), Handbuch Naturkatastrophen-
recht – Vorsorge, Abwehr, Haftung und Versicherung bei Naturka-
tastrophen (2008) 74; ebenso dies, RdU 2013, 181.

12) § 41 WRG iVm §§ 60 ff, 72, 111 Abs 4 WRG.
13) ZB durch Eigentumsübertragung, Servitut ua nach den allgemeinen

Regeln des ABGB.
14) § 60 WRG.
15) ZB in Form der Einräumung von (verdinglichten) Servituten, aber

auch Beschränkung des Eigentums.
16) Vgl FN 9.
17) Im Folgenden wird dargestellt, dass die Möglichkeit einer Zwangs-

rechtseinräumung für Wasserbauvorhaben gem § 60 iVm § 63 lit b
WRG durch die Fortentwicklung des Standes der Technik bzw der
Entwicklung des Fachgebietes Wasserbau mittlerweile als Vorha-
ben und nicht als Bauvorhaben zu verstehen ist und damit auch
nicht-bauliche Maßnahmen umfasst. Eine Zwangsrechtseinräu-
mung ist gem § 60 Abs 2 WRG jedenfalls nur möglich, falls keine
gütliche Einigung unter den Beteiligten zu erreichen ist, und hat
gem § 118 WRG unter voller Entschädigung zu erfolgen.

18) § 60 Abs 2 iVm § 118 WRG.
19) VwGH 24. 10. 2013, 2013/07/0053.
20) VwGH 24. 10. 2013, 2013/07/0053: Bei Vorliegen der zuvor ge-

nannten Voraussetzungen, die einen Eingriff in Eigentumsrechte
zu rechtfertigen vermögen.

21) § 60 iVm § 63 WRG.
22) § 117 WRG.
23) § 63 lit b WRG.
24) § 12a Abs 3 WRG ist mE weit auszulegen und sollte auch den

Stand der fachlichen Kenntnis umfassen.
25) WRG 1959 idF BGBl 1990/252. Schwerpunkt der weitreichenden

Novellierung sollte ua die Verstärkung der integralen Funktion der
Wasserwirtschaft sowie des Gewässerschutzes sein.



Bemühen, zunächst eine gütliche Einigung zu erzielen,
und unter voller Entschädigungsleistung. Durch die
fachliche Entwicklung seit den 1990er-Jahren (Renatu-
rierung, Schaffung von Aufweitungsgebieten) sowie die
Vorgaben der Hochwasser-RL (Hochwasserrisikoma-
nagementpläne) und ihre Umsetzung durch Integra-
tion insWRG ist mE eine dbzgl begriffliche Anpassung
oder eine der Intention und der an das Wasserrecht ge-
stellten Aufgabe entsprechende Auslegung möglich
und wäre iSd vom Wasserrecht zum Schutz der Bevöl-
kerung zu leistenden Aufgaben als gelindes Mittel auch
geboten.26) Neben den Überlegungen zur Intention der
Norm ist mE entscheidend, dass in den vergangenen
25 Jahren das Fachgebiet Wasserbau maßgebliche Ent-
wicklungen erfahren hat und von Vorhaben des Fach-
gebiets gemäß dem Stand der Technik27) mittlerweile
auch nicht-bauliche Maßnahmen umfasst sind. Auf
diesem fachlichen Fundament ist mE auch § 63 lit b
WRG zu verstehen und eine Zwangrechtseinräumung
zur Umsetzung von nicht-baulichen Schutzmaßnah-
men daher möglich.28)

Die von E. Wagner29) gestellte Frage, ob unter den
bewilligungspflichtigen „Vorkehrungen“ zur unschäd-
lichen Ableitung von Gebirgswässern30) auch Retenti-
onsflächen zu verstehen seien, müsste mE unter Zu-
grundelegung der bisherigenAusführungen bejahtwer-
den, wonach für diese wasserrechtliche Bewilligungs-
verfahren durchzuführen wären und die Möglichkeit
der Begründung von zur Umsetzung erforderlicher –
wenn auch nicht erwünschter und daher als letztmögli-
che Maßnahme zu setzender – Zwangsrechtseinräu-
mungmöglich wäre. Dies könnte für Grundeigentümer
insofern von Vorteil sein, als die Zwangsrechtseinräu-
mung nach WRG aufgrund der zu leistenden vollen
Entschädigung sogar eine Verbesserung zu einer gem
Raumordnungsrecht geschaffenen Retentionsfläche
wäre – da die dauerhafte Beibehaltung einer Grünland-
widmung imFlächenwidmungsplanwie auch die Rück-
widmung von Bauland in Grünland im Fall eines
Anpassungsbedarfs zB an den Gefahrenzonenplan31)

keine Entschädigungsleistung auslösen würde, wird
dies auch als kalte Enteignung gesehen und sollte nach
der Sonderopfertheorie32) eine Entschädigung erfol-
gen.33) Dies trifft für regelmäßig überflutete Flächen,
die ohne bauliche, passive Maßnahmen als Retentions-
flächen zur Verfügung stehen, mE gerade nicht zu und
entspricht nicht den tatsächlichen Gegebenheiten. Aus
naturwissenschaftlicher Perspektive sind und waren
diese Gebiete auch vor Erstellung von Gefahrenzonen-
plänen nicht zur Bebauung geeignet. Durch Erstellung
von Gefahrenzonenplänen mit dem Rechtscharakter
von Gutachten wird lediglich eine Feststellung natürli-
cher Gegebenheiten manifestiert.34) Bisher in Überflu-
tungsgebieten bebaute Grundstücke stellen va für Ge-
meinden unddenKatastrophenschutz zunehmend eine
Herausforderung iSd Hochwasserschutzes dar und
werden mittlerweile als „Bebauungsfehler“ wahrge-
nommen. Das Erkennen in der Vergangenheit verur-
sachter Risiken durch Bebauung wenig dazu geeigneter
Grundstücke, die Pflicht zur Prüfung der Baulandei-
genschaft und die damit einhergehende Schutzpflicht
der Bevölkerung sowie ggf Amtshaftungsklagen bei
Unterlassen geeigneter Maßnahmen, sobald Gefahren

erkennbar sind, stehen der Ansicht, Umwidmungen
zur Anpassung an veränderte Gegebenheiten oder ge-
änderte Risikobewertung würden Eingriffe in das Ei-
gentumsrecht bedeuten, entgegen. Es kann durch die
bloße Tatsache, dass Liegenschaften als Bauland de
facto nicht geeignet sind – unabhängig vom Zeitpunkt,
in welchem dies erkennbar wird –, keine Eigentumsbe-
schränkung durch Versagen von (Bau-)Bewilligungen
gegeben sein und daher auch keine Verletzung der
Grundrechte auf Eigentum und/oder des Gleichheits-
satzes35) vorliegen, besteht doch vielmehr eine Prüf-
pflicht und eine Schutzverpflichtung der Beh. Ebenso
besteht die Pflicht zur Korrektur gesetzeswidriger Ver-
ordnungen36) und damit zur Rückwidmung von Bau-
land in Grünland im Flächenwidmungsplan, sobald
die mangelnde Baulandeigenschaft von Grundstücken
erkennbar ist.37)

HQ30- und HQ100-Gebiete stellen natürliche Über-
schwemmungsgebiete dar und sind wohl de facto in
der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft zur Be-
bauung kaum geeignet. Die bloße Feststellung der
mangelnden Baulandeigenschaft, die in Plänen ihren
graphischen Ausdruck findet, stellt daher keinen ent-
schädigungslosen Eigentumseingriff, sondern vielmehr
eine Pflicht der BauBeh als Fachexperten zum Schutz
des Eigentums und ggf von Leib und Leben des Grund-
eigentümers und der Bevölkerung dar und eine fakti-
sche Gegebenheit, welche insofern der Grundeigentü-
mer iSd Eigenverantwortung sogar selbst vornehmen
könnte und sollte (zumal bei Kennzeichnung im Flä-
chenwidmungsplan die Gefahrenzone mE für jeder-
mann und nicht lediglich für Fachexperten erkennbar
ist). Eine Entschädigungsverpflichtung scheint daher
mE nach Abwägen der Grundrechte von Grundeigen-
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26) Vgl dazu jedenfalls Kerschner/Kehrer in Fenyves/Kerschner/Von-
kilch, ABGB, Klang3 §§ 6, 7 Rz 2: Die Auslegungsregeln der §§ 6,
7 ABGB stellen ein allgemeines Prinzip dar und sind daher auch
für öffentliches Recht anzuwenden. Gesellschaftliche und politische
Wertehaltungen und auch die Perspektive hinsichtlich der Methodik
der Auslegung selbst verändern sich im Lauf der Geschichte. Die
Auslegung von Normen berührt regelmäßig das Legalitätsprinzip
und das Prinzip der Demokratie, welches ua in der Gewaltenteilung
seinen Ausdruck findet. Es ist nicht Aufgabe des Rechtsanwenders,
Rechtsfortbildung durch „zweckmäßige“ oder „vernünftige“ Ausle-
gung iSe Wertungsjurisprudenz zu erreichen, sondern Aufgabe
des Gesetzgebers, geeignete Normen nach demokratischen
Grundsätzen zu erarbeiten. Eine Auslegung von Normen kann da-
her nicht nach Kriterien der Zweckmäßigkeit aus dem Blickwinkel
des Rechtsanwenders erfolgen, sondern es ist jedenfalls möglichst
der Wille des Gesetzgebers bei Normerstellung zu ergründen. Die
Regeln der Auslegung sind streng zu (be)achten.

27) ISv § 12a WRG.
28) Die Klarstellung durch den Gesetzgeber wäre wünschenswert.
29) E. Wagner, RdU 2013, 181.
30) § 41 WRG.
31) Gefahrenzonenplanungen sind für Hochwasserereignisse mittlerer

Wahrscheinlichkeit (HQ100) durchzuführen und regelmäßig an den
Stand der Entwicklung anzupassen.

32) IF eines erheblichen Opfers des Einzelnen zugunsten der Allgemein-
heit.

33) Kind, Hochwasserschutz: Kalte Enteignung durch Retentionsflä-
chen? RdU 2012, 232.

34) Falls keine Pläne bzw Risikokarten existieren, sieht der VfGH sogar
die Pflicht der Gemeinden, eigene Risikoforschung anzustellen und
Baulandeigenschaften nicht ungeprüft einfach fortzuschreiben;
VfSlg 19.244/2010.

35) Vgl dazu Kind, Hochwasserschutz: Kalte Enteignung durch Reten-
tionsflächen? RdU 2012, 232.

36) VfSlg 12.555/1990: Der VfGH leitet dies aus dem Legalitätsprinzip
ab.

37) Kleewein, Naturgefahren im Bau- und Raumordnungsrecht, RdU
2013, 137.
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tümern vermutlich in den überwiegenden Fällen auch
verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigt.38)

C. Bauliche Vorhaben in HQ30-Gebieten
Schutz- und Regulierungsbauten gem § 41WRG bedür-
fen einer wasserrechtlichen Bewilligung und können
unter den eingangs erwähnten Voraussetzungen mittels
Einräumung von Zwangsrechten umgesetzt werden.
Anlagen und Bauten in HQ30-Gebieten39) und nach
Maßgabe wasserwirtschaftlicher Regionalprogramme40)

bedürfen einer Bewilligung gem § 38 WRG. Die Mög-
lichkeit einer Zwangsrechtseinräumung ist idZ nicht
vorgesehen. Eine Prüfung der öffentlichen Interessen
im wasserrechtlichen Verfahren41) erfolgt daher dort,
wo ein wasserrechtliches Verfahren durchgeführt wird.
Im Rahmen dieser Interessenabwägung hat die Wasser-
rechtsBeh die Pflicht, Interessen, die für oder gegen ein
Projekt sprechen, hinsichtlich des Hochwasserrisikos
und der Katastrophenprävention abzuwägen. Auflagen
können für bauliche Maßnahmen vorgeschrieben wer-
den. Soll durch nachträgliche Auflagen,42) zB durch
Rückbaumaßnahmen, Hochwasserschutz geboten wer-
den, muss das öffentliche Interesse an etwaigen Maß-
nahmen und deren Verhältnismäßigkeit nachgewiesen
werden. Gefahrenzonenpläne dokumentieren ggf das
öffentliche Interesse an den entsprechenden Maßnah-
men. E. Wagner stellt mE zu Recht die Frage, ob der
Schutz vor 100-, 300-jährlichen Hochwässern unver-
hältnismäßig wäre43) – dies insb, als Raumordnungsge-
setze eine Kenntlich- bzw Ersichtlichmachung von
HQ100-Gebieten in den Flächenwidmungsplänen nor-
mieren und die Verpflichtung zur Freihaltung teilweise
normieren. Unter Berücksichtigung von Art 2 MRK
(Schutz von Leib und Leben) ist die Freihaltung
von HQ100-Gebieten jedenfalls anzuraten. Gerade das
WRG nimmt nun aber lediglich Bezug auf HQ30-Ge-
biete.44)

D. Fazit
Hochwasserschutzmaßnahmen im öffentlichen Inter-
esse sind möglichst unter gütlicher Einigung aller Be-
troffenen und jedenfalls unter voller Entschädigung
umzusetzen. Bisher wurde keine Möglichkeit gesehen,
wider den Willen betroffener Grundeigentümer nicht-
bauliche, weniger eingriffsintensive und gem WRG45)

zu präferierendeMaßnahmen bei starkem öffentlichem
Interesse erforderlichenfalls durch Zwangsrechtsein-
räumung umzusetzen. Zur Auslegung der Formulie-
rung des WRG ist mE nicht lediglich der Wortlaut des
Wasserrechts selbst heranzuziehen. Es ist vielmehr die
fachliche Entwicklung va des Fachgebiets Wasserbau
und der seit der dbzgl Novellierung veränderte Stand
der Entwicklung der Natur- und Ingenieurwissenschaf-
ten zugrunde zu legen sowie die bereits beiNovellierung
1990 des WRG geänderte Diktion von Wasseranlagen
inWasserbauvorhaben fortzusetzen undweit –nämlich
iSv Vorhaben des Fachgebiets Wasserbau – auszule-
gen, wodurch Zwangsrechtseinräumungen für passive
Hochwasserschutzmaßnahmen möglich wären.

Ü
Ü In Kürze
Können im öffentlichen Interesse liegende Hochwasser-
schutzmaßnahmen als Retentionsflächen weitgehend
ohne bauliche Maßnahmen nicht durch gütliche Einigung
mit betroffenen Grundeigentümern umgesetzt werden,
könnte entgegen bisheriger Rechtsmeinung eine
Zwangsrechtseinräumung in der Gesamtbetrachtung von
Rechts-, Ingenieur- und Naturwissenschaften möglich
und häufig als gelinderer Eingriff auch geboten sein.
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38) Dazu Kind, RdU 2012, 232: Gefahrenzonenpläne beruhen auf Ab-
flussuntersuchungen und stellen die Grundlage für Hochwasserrisi-
komanagementpläne dar. ME zu Recht werden Rechtschutzdefizite
aufgezeigt (zB mangelnde Möglichkeit der Beteiligung oder der Er-
stattung von Gegengutachten). Den verfassungsrechtlichen Beden-
ken bzgl des Eigentumsschutzes und des Gleichheitssatzes kann
schwer gefolgt werden: Sind Liegenschaften zum Zeitpunkt der
Ausweisung als Retentionsfläche als Bauland gewidmet und kön-
nen diese aufgrund ihrer Eignung als Retentionsflächen nicht mehr
als Bauland genützt werden, könnte dies, da diese Liegenschaften
auf Grundlage der Raumordnung entschädigungslos einer entspre-
chenden Nutzung als Bauland entzogen wären, nach Ansicht des
Autors eine Eigentumsbeschränkung mit den Merkmalen einer ma-
teriellen Enteignung darstellen. Sind Liegenschaften als Grünland
gewidmet und können diese aufgrund ihrer Eignung als Retentions-
fläche künftig nicht mehr in Bauland umgewidmet werden, könnte
dies einen Verstoß gegen den Gleichheitssatz darstellen in Bezug
zu jenen Liegenschaften, die vor Erstellung der Gefahrenzonen-
pläne in ähnlicher Lage und unter Eignung als Retentionsfläche in
Bauland gewidmet wurden. Diese Darstellung der verfassungs-
rechtlichen Problematik entbehrt der naturwissenschaftlichen Per-
spektive: Liegenschaftseigentümer haben die Möglichkeit, durch
Errichtung vonWällen Flächen zu schaffen, sodass diese nicht mehr
als natürliche Retentionsflächen iSd Gefahrenzonenpläne zur Verfü-
gung stehen (der Vergleich zu niederländischen Landgewinnungs-
maßnahmen drängt sich unweigerlich auf). Die Herstellung der Bau-
landeigenschaft steht dem Grundeigentümer frei. Wird diese nicht
hergestellt, sind diese Flächen daher de facto nicht zur Bebauung
geeignet. In der bloßen Feststellung der fehlenden Baulandeigen-
schaft ist keine Eigentumsbeschränkung erkennbar. Ein Vergleich
mit früheren Widmungen oder nachbarlichen Grundstückswidmun-
gen ist aufgrund einer Anpassungspflicht der Pläne an tatsächliche
Gegebenheiten, einer etwaigen Amtshaftung sowie der tatsächlich
nicht vorliegenden Baulandeigenschaft mE nicht nachzuvollziehen.

39) § 38 WRG: Es soll der Abfluss bei Hochwasser sichergestellt wer-
den.

40) § 55g Abs 1 Z 1 iVm Z 5 WRG: Wasserwirtschaftlichen Regional-
programmen steht die Ausweisung von Bauland entgegen.

41) § 105 WRG.
42) § 21a WRG.
43) Vgl E. Wagner, RdU 2013, 181.
44) Vgl E. Wagner, RdU 2013, 181.
45) § 55 i WRG.
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